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�Seit vielen Jahren führt die angespannte

Ausbildungsplatzsituation regelmäßig zu

einer Debatte über niedrigere und flexiblere

Ausbildungsvergütungen.

So wird in Teilen der Wirtschaft die Höhe der Lehrlingsge-
hälter als Hindernis bei der Schaffung von Ausbildungsplät-
zen betrachtet (durchschnittlich betragen diese Kosten ca.
ein Drittel der Gesamtkosten der Ausbildung1). Vor diesem
Hintergrund hat der Präsident des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages, Ludwig Georg Braun, in diesem Früh-
jahr ein besonderes Modell zur Kostenreduzierung vorge-
schlagen: Betriebe in strukturschwachen Regionen sollen
die Vergütung nur für zwei Auszubildende zahlen, wenn sie
einen dritten Auszubildenden einstellen. Die Auszubilden-
den müssten sich die Vergütung untereinander aufteilen.2

Im vergangenen Jahr hatte Braun gefordert, die Ausbil-
dungsvergütung einheitlich auf 270 EUR bundesweit zu be-
grenzen. (Im Jahr 2005 lag der tarifliche Vergütungsdurch-
schnitt im gesamten Bundesgebiet bei 607 EUR monatlich3).

Die Gewerkschaften lehnen demgegenüber eine Absenkung
der Ausbildungsvergütung und andere kostendämpfende
Vorschläge strikt ab. Sie bezweifeln, dass dadurch zusätz-
liche Ausbildungsverhältnisse geschaffen würden. Die Sozi-
alparteien sind jedoch bei der Frage der Höhe der Ausbil-
dungsvergütung in tariflich gebundenen Unternehmen auf-
einander angewiesen. Anders stellt sich die Situation bei
nicht tarifgebundenen Ausbildungsbetriebe dar, die bei der

Vereinbarung der Ausbildungsvergütung  einen gewissen
Gestaltungsspielraum haben.
Im Folgenden wird dargestellt, welche rechtlichen Rahmen-
bedingungen bei der Ausgestaltung der Ausbildungsvergü-
tungen zu beachten sind.4 Dies betrifft zum einen die Aus-
bildungsbetriebe, die nicht einer Tarifgemeinschaft ange-
hören, zum anderen diejenigen, die öffentlich oder durch
private Spenden gefördert werden. Ihnen gilt die besondere
Aufmerksamkeit der folgenden Ausführungen.

RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN

Ausgangspunkt der rechtlichen Bewertung ist § 17 BBiG,
wonach Ausbildende den Auszubildenden eine angemes-
sene Vergütung zu gewähren haben.5 Die Ausbildungsver-
gütung hat zwei Ziele: sie soll eine Mindestentlohnung für
die Leistungen des Auszubildenden sein, und sie soll ihm
zugleich ermöglichen, seine Lebenshaltungskosten zu be-
streiten.6

Was ist als eine „angemessene“ Vergütung anzusehen? Die
Arbeitsgerichtsbarkeit hatte sich bereits häufig mit der
Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs der „Ange-
messenheit“ der Vergütung zu befassen. Diese Rechtspre-
chung ist Richtschnur für die Bewertung der Angemessen-
heit der Vergütung im Einzelfall.

Eine tariflich vereinbarte oder sich daran orientierende Ver-
gütung ist stets als angemessen anzusehen. Es wird davon
ausgegangen, dass das Ergebnis der Tarifverhandlungen die
Interessen beider Seiten hinreichend berücksichtigt.7 Dies gilt
auch für die tariflich nicht gebundenen Auszubildenden, so-
weit im Ausbildungsvertrag auf den Tarifvertrag Bezug ge-
nommen wird. Übertarifliche Zuschläge sind möglich. 
Für 80 % der Ausbildungsbetriebe, in denen 86 % aller Aus-
zubildenden ausgebildet werden, gelten tarifliche Bestim-
mungen.8

Tariflich nicht gebundene Betriebe richten sich bei der Ver-
einbarung der Vergütung häufig nach den branchen- und
regionalspezifischen Tarifsätzen. Vertraglich vereinbarte
Vergütungen sind grundsätzlich dann noch angemessen,
wenn sie die in einem einschlägigen Tarifvertrag vorgese-
henen Vergütungen um nicht mehr als 20 % unterschrei-
ten. Entscheidend ist dabei die jeweilige Fälligkeit der
Vergütung (§ 18 Abs. 2 BBiG), also der vertraglich verein-
barte Zeitpunkt der jeweiligen Auszahlung der Vergütung,
nicht der des Vertragsabschlusses.10 (Ausnahmen können
bei im Ausbildungsvertrag konkret bezifferten Vergütungs-
sätzen gelten.11)
Wenn eine tarifliche Regelung fehlt, kann auf branchen-
übliche Sätze oder als Indiz z. B. auf Empfehlungen der
Kammern oder Handwerksinnungen abgestellt werden.
Diese müssen jedoch im Einzelfall nicht immer angemes-
sen sein, etwa dann, wenn sie längere Zeit nicht aktuali-
siert wurden.12
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ÖFFENTLICH ODER DURCH SPENDEN FINANZIERTE

AUSBILDUNGSVERHÄLTNISSE

§ 17 Abs. 1 BBiG ist nicht anwendbar in öffentlich finan-
zierten Ausbildungsverhältnissen, wenn die Ausbildungs-
vergütung vertraglich an Leistungen der Bundesagentur für
Arbeit gebunden wird und ein rechtlicher Anspruch des Aus-
zubildenden auf Zahlung von Ausbildungsgeld besteht.13

In allen anderen Fällen, in denen Ausbildungsverhältnisse
ganz oder teilweise öffentlich oder durch private Spenden
finanziert werden, gelten Besonderheiten bezüglich der An-
gemessenheit der Vergütung. Die Höhe der Ausbildungs-
vergütung muss in diesen Fällen lediglich ermöglichen, den
Lebensunterhalt zu bestreiten. Die Entlohnung für gelei-
stete Arbeit kommt hier meist nicht zum Tragen. Relevant
wird die Frage der Vergütungshöhe z. B. bei einer häufig
genutzten Variante der Verbundausbildung (§ 10 Abs. 5
BBiG): der Gründung eines rechtlich selbstständigen Aus-
bildungsverbundes, der als Ausbildender fungiert, bei dem
aber selbst keine Ausbildung stattfindet. 
Schließt solch ein Ausbildungsverbund Ausbildungsverhält-

nisse ab, um betriebliche Aus-
bildungsplätze zu schaffen, er-
hält er selbst keine Gegenleis-
tung vom Auszubildenden,
soweit dieser in einem – ande-
ren – Betrieb eingesetzt wird.
Der Aspekt der Entlohnung des
Auszubildenden tritt hier also
zurück. Die Ausbildungsleis-
tung kommt nicht beiden Ver-
tragsparteien, sondern nur dem
Auszubildenden zugute. Ohne
das Förderprogramm der öf-
fentlichen Hand zur Schaffung
zusätzlicher Ausbildungsplätze
oder die privaten Spenden und
ohne die Vermittlungshilfe des
„Ausbildenden“ (z. B. dem ver-
selbstständigten Ausbildungs-
verbund) hätte der Auszubil-
dende keinen Ausbildungsplatz
gefunden. Unter diesen Vor-
aussetzungen kann eine Aus-
bildungsvergütung, die 35 %
der Tarifsätze beträgt, im Ein-
zelfall noch angemessen sein.14

Dieses Vorgehen wird von der
Rechtsprechung auch nicht als
Umgehung tarifvertraglicher
Bindung gewertet, soweit die
Förderung an die Schaffung
zusätzlicher Ausbildungsplätze
gebunden ist und diese anson-
sten nicht auf dem Arbeits-

markt zur Verfügung gestanden hätten.15 Allerdings prüfen
die Gerichte genau, ob der Ausbildungsverbund ggf. auch
nur mittelbar einen finanziellen Vorteil aus der Ausbildung
zieht, etwa wenn ein Arbeitgeberverband Verbundausbil-
dung speziell für seine Mitglieder anbietet.16

In der Literatur wird vorgeschlagen, angesichts der Aufwer-
tung der Verbundausbildung durch den Gesetzgeber im
neuen § 10 Abs. 5 BBiG hier grundsätzlich eine Vergütung
von mehr als 20 % unter den Tarifsätzen noch für angemes-
sen zu erachten.17 Denn in der Regel bedeute bereits die Tat-
sache der Verbundausbildung, dass die einzelnen Partner
keine finanziellen Vorteile aus der Ausbildung zögen. Für
die Bewertung der Angemessenheit der Vergütung kommt
es in diesen Fällen allein darauf an, ob sie zur Deckung der
Lebenshaltungskosten ausreichend ist. Eine Orientierung an
den tariflichen Sätzen ist hier also nicht angezeigt.

Als Anhaltspunkt für die Deckung der Lebenshaltungs-
kosten können die Fördersätze gemäß BAföG dienen. Be-
troffene, die nicht mehr bei ihren Eltern leben, erhalten
hier den höchsten Regelsatz von 348 EUR zur Deckung des
monatlichen Bedarfs, soweit sie Schüler von Berufsfach-
schulen, Fach- oder Fachoberschulenklassen sind, deren
Besuch keine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt
(§ 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BAföG). Diese Gruppe von Lernen-
den ist bezüglich des vom Gesetzgeber angesetzten Bedarfs
mit Auszubildenden im dualen System vergleichbar. Eine
Ausbildungsvergütung, die höher als zwei Drittel dieses Be-
darfs ist (also 232 EUR), wird von der Rechtsprechung noch
als erheblicher Beitrag zu den Lebenshaltungskosten be-
wertet und kann daher als angemessen beurteilt werden.18

Rechtsfolge einer unzulässigen Ausbildungsvergütung ist,
dass die Abrede über die zu niedrige Vergütung unwirksam
ist (§ 134 BGB). Der Auszubildende hat dann Anspruch auf
Zahlung einer angemessenen Vergütung.19

AUSBILDUNG IM AUSLAND

Eine weitere Besonderheit besteht bei einem Ausbildungs-
verhältnis, das in Teilen im Ausland absolviert wird 20 und
auch einen möglichen Anwendungsfall der Verbundausbil-
dung darstellt. Gemäß § 2 Abs. 3 BBiG n. F. wird die Aus-
bildung im Ausland für einen Zeitraum von bis zu einem
Viertel der Ausbildungsdauer ausdrücklich für zulässig er-
klärt. Der Vergütungsanspruch gemäß § 17 Abs. 1 BBiG
bleibt grundsätzlich bestehen. Rechtlich zulässig wäre aber
auch eine Unterbrechung der Vergütungszahlung, wenn das
Ausbildungsverhältnis für die Dauer des Auslandsaufent-
haltes z. B. durch Freistellung unterbrochen würde.21 In die-
sem Fall würde anschließend die zuständige Stelle über die
Anerkennung des Auslandsaufenthalts befinden. �
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